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Die Bundes-Liste der SPÖ-KandidatInnen für
das EU-Parlament wurde präsentiert – ab nun
werden den EU-Themen im „SPÖ Aktuell“
verstärkte Aufmerksamkeit gewidmet wer-
den. Wir stellen in dieser Ausgabe natürlich
die ersten elf KandidatInnen kurz vor. In ei-
nem Interview stellt Spitzenkandidat Hannes
Swoboda seine Vorstellungen von einem so-
zialeren Europa und mehr BürgerInnennähe
dar. Und Bundesgeschäfts führer Günther
Kräuter, der den EU-Wahlkampf leiten wird,
skizziert kurz die Eckpunkte der Wahlkam-
pagne. Verraten werden kann schon, dass die
sozialdemokratischen Organisationen eine
sehr wichtige Rolle spielen werden. Abge-
rundet wird der Europa-Schwerpunkt mit ei-
ner Info-Seite zu häufig gestellten Fragen zur
EU-Wahl und zum Europäischen Parlament.
Einen Elder Statesman, ganz großen Öster-
reicher, Europäer und Sozialdemokraten ha-
ben wir für unseren Gastkommentar gewin-
nen können. Es handelt sich um den ehema-
ligen Bundeskanzler und SPÖ-Vorsitzenden
Franz Vranitzky, der Österreich 1994 in die EU
geführt hat, und der darstellt, dass die Euro-
pawahl eine Chance ist, die genützt werden
muss.
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Im Juli dieses Jahres würde
wieder eine Erhöhung der 

PolitikerInnenbezüge anstehen.
Das Regierungsteam hat sich je-
doch entschlossen, eine Emp-
fehlung an das Parlament abzu-
geben, diese Erhöhung heuer
auszusetzen. „Wir wollen damit
einen notwendigen, gemeinsa-
mem Beitrag in Zeiten der Krise
leisten“, erklärte Bundeskanzler
Werner Faymann. Betroffen wären davon
alle Landtags-, Nationalrats- und
Bundesratsabgeordnete, sowie die Re-

gierung und der Bundespräsident. Dieser
hat übrigens seine Zustimmung bereits
kundgetan. 
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Keine Gehaltserhöhung für PolitikerInnen 

Wichtige SPÖ-Forderungen im
neuen Integrationspapier

Im neuen Integrationspapier finden sich
wichtige Forderungen aus sozialdemokra-
tischer Sicht wieder. SPÖ-Sicherheitsspre-
cher Otto Pendl lobt die große Breite der
Integrationsmaßnahmen, die auch die För-
derungen von Sportvereinen, die Integra-
tionsmaßnahmen setzen, vorsehen: „Ein
ambitioniertes Integrations-Maßnahmen-
paket.“ Als „grundsätzlich positiv“ beurteilt
die SPÖ-Integrationssprecherin Andrea
Lueger den Nationalen Aktionsplan für 
Integration.

Zitat der Woche

„Wenn heute die Eltern 160 Mio.
Euro für Nachhilfe ausgeben, dann
brauchen wir einfach eine bessere
öffentliche Schule und mehr 
Zuwendung für die Kinder.“

Bildungsministerin 
Claudia Schmied in der 

ORF-“Pressestunde“, 22. 3. 2009

Welche „Online Communties“ nutzt du?
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ÖBB: Misswirtschaft 
blau-oranger Zeiten

Einen höheren ÖBB-Verlust als bisher an-
genommen befürchtet FSG-Vorsitzender
und NR-Abgeordneter Wilhelm Haber zettl.
Grund: Spekulationsgeschäfte und Miss-
management vergangener Jahre. Bundes-
geschäftsführer Günther Kräuter dazu: „Die
verhängnisvollen“ Finanzspekulationen der
ÖBB sind in der Zeit des ,Vorarlberg too
small’-Mannes Gorbach anzusiedeln,
Struktur- und Management-Probleme rei-
chen bis zur ,Stöckelschuh-Erlass’-Ministe-
rin Forstinger zurück. Infrastrukturministe-
rin Doris Bures hat die wenig beneidens-
werte Aufgabe, in Mammutprogrammen
die ärgsten Folgen der Misswirtschaft blau-
oranger Zeiten zu beseitigen.“

Fast jeder Jugendliche 
hat sein Facebook

Eine aktuelle Studie hat Jugendliche
nach ihrer Nutzung von Facebook & Co
befragt. Nur 14,2 % der Elf- bis 29-Jäh-
rigen gaben an, bei gar keiner Online-
Community dabei zu sein. Wer nicht bei
Facebook, studiVZ oder anderen sozia-
len Netzwerken dabei ist, existiert prak-
tisch nicht. Online-Netzwerke werden
von den Jugendlichen täglich, aber nur
kurz genutzt. 

◆

◆

Meinungsforum:

EU-Wahl 2009: Warum
wählen gehen?
Das EU-Parlament ist das einzige di-
rekt demokratisch gewählte Organ der
EU, entscheidet über europäische Ge-
setze und über den Haushalt der EU, es
wählt den Präsidenten der Europäi-
schen Kommission und kontrolliert die
anderen EU-Institutionen. Trotzdem
fühlen sich viele Menschen vom EU-
Parlament nicht vertreten. 

Diskutieren Sie auf
www.mitreden.spoe.at darüber, 
warum jede Stimme zählt, damit Eu-
ropa sozialer, demokratischer und
ökologischer wird.
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SPÖ-
Sicherheitssprecher 
Otto Pendl

SPÖ-Bundesge-
schäftsführer

Günther Kräuter
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Auch die PolitikerInnen schnallen den Gürtel in
Krisenzeiten enger.
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S T A N D P U N K T

W ir wollen kein Europa
der LobbyistInnen, der
Konzerne und der Bü-

rokratie. Wir haben den Willen, ein
Europa der Menschen zu gestal-
ten, in dem die Kommission ihre
Hausaufgaben macht und tat-
sächlich dringende Maßnahmen
umsetzt, um die Probleme der Eu-
ropäerInnen zu bekämpfen. Sozi-
ale Mindeststandards sind doch
viel wichtiger als Gurkenkrüm-
mungsrichtlinien. 

Ich sehe mich jetzt schon als
brutale EU-Kritikerin zitiert, so als
ob es nur ein „Ja“ oder „Nein“
gäbe. Auf dieses Spiel will ich
mich gar nicht einlassen. Ich bin
mit der Europäischen Union auf-
gewachsen und bin so selbstver-
ständlich Europäerin, wie Österrei-
cherin und in meinem Fall Wiene-
rin. Genau deshalb muss es auch
ein „Ja aber“ geben. KritikerInnen meinen,
das geht nicht? Und ob das geht. Im Jahr
2000 habe ich gegen Schwarz-Blau de-
monstriert, nicht obwohl ich Österreich lie-
be, sondern gerade weil ich Österreich lie-
be. Damals haben wir gemeinsam bei Wind
und Wetter gegen die Rechten in der Re-
gierung, gegen Neoliberalismus a la Gras-
ser und Schüssel und für eine neue Politik
gekämpft. Heute müssen wir Sozialdemo-
kratinnen wieder deutlich machen, dass wir
für unser Europa – ein soziales Europa – ste-
hen.

Die Wahlen zum Europäischen Parlament
kommen gerade zum richtigen Zeitpunkt.
Der Zusammenbruch des Neoliberalismus
und die damit verbundenen Auswirkungen
auf die Wirtschaft zeigen in drastischer
Weise, dass bisher in der Europäischen Union
etwas grundlegend falsch gelaufen ist. Zu

sehr waren bislang Marktchancen und die
Profitgier einzelner Lobbys Grundlage für
Entscheidungen. Das war im wahrsten Sin-
ne des Wortes Politik der Marke „uralt“.

Um europäische Politik für die Men-
schen zu machen, braucht es eine europä-
ische Identität. Es hat einen Grund, warum
andere Parteien beim Thema Volksabstim-
mungen so nervös werden. Es hat einen
Grund, warum Menschen nicht eingebun-
den werden – herrschende Eliten haben
Mitbestimmung nicht so gerne. Gäbe es
eine einheitliche europäische Identität, wä-
ren viele Entscheidungen, die den Men-

schen und ihren Bedürfnissen widerspre-
chen nicht möglich. Gäbe es eine einheit-
liche europäische Sozialpolitik, gäbe es kein
Lohndumping. Gäbe es tatsächlich breite
europäische Mitbestimmung, wären die
Lobbyisten arbeitslos. Aber es gefällt den
Lobbyisten, Spekulanten und Eliten, dass
die Wahlbeteiligung bei 42 % liegt.

Wir SozialdemokratInnen haben eine an-
dere Vorstellung davon, wie Politik zu funk-
tionieren hat. Wir SozialdemokratInnen lie-
ben das Friedensprojekt Europa zu sehr, als
dass wir es profitgeilen SpekulantInnen über-
lassen werden. Die Wahl zum Europäischen
Parlament am 7. Juni ist in diesem Sinne eine
wirklich wichtige Richtungsentscheidung.
Entweder mit der alten Politik der neolibera-
len Profitgier weiter in den Abgrund, oder
vorwärts in eine soziale, gerechte und de-
mokratische Zukunft Europas.

Viele KommentatorInnen rätseln, wie die SPÖ den Wahlkampf anlegen will. Eigent-
lich ganz einfach: Wir wollen ein Europa der ArbeitnehmerInnen. Ein Europa, in dem
die Jungen in sozialem Frieden aufwachsen. 

Europa, ja aber ...

Von Laura Rudas
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„Ich bin mit der Europäischen
Union aufgewachsen und bin so
selbstverständlich Europäerin,

wie Österreicherin.“

Wir SozialdemokratInnen kämpfen mit aller Kraft für ein soziales Europa
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Das Ziel der SPÖ ist eindeutig: Man will wieder als stärkste österreichische Partei
ins Europäische Parlament einziehen. 

D ie SPÖ ist die starke Vertretung
der sozialen Anliegen in Europa“,
betonte Bundeskanzler Werner

Faymann im Rahmen der Präsentation
des SPÖ-Teams für Brüssel. Klar ist, dass
man auch im EU-Wahlkampf auf soziale
Themen setzen wird, wie SPÖ-Bundes-
geschäftsführer und Wahlkampfleiter
Günther Kräuter erläutert. Die Verteidi-
gung und Durchsetzung österreichischer
Interessen, die Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit, die Überwindung der aktuellen
Wirtschaftskrise und damit verbunden
die Schaffung einer gerechteren Wirt-
schaftsordnung, die Stärkung der sozia-
len Sicherheit, mehr Bürgernähe der EU
und der Einsatz für Frieden und Sicher-
heit werden die zentralen Punkte sein, für
die sich die SPÖ stark machen wird. Mit
„Europatalks“ wird den Menschen in der
Partei die Möglichkeit geboten, ihre
Ideen zur Verbesserung der EU zu disku-
tieren. Darüber hinaus sollen die sozial-
demokratischen Organisationen eng ein-
gebunden werden. 

Die SPÖ-KandidatInnen für die
EU-Wahl

Hannes Swoboda
Mit Hannes Swoboda
führt ein arrivierter Euro-
papolitiker die Kandida-
tInnenliste der SPÖ für

die EU-Wahl an. Bereits seit 1996 ist Swo-
boda EU-Abgeordneter, mittlerweile ist er
zum Vizepräsidenten der SPE-Fraktion auf-
gestiegen.

Evelyn Regner
Regner wurde vom FSG
für die EU-Wahl nomi-
niert. Die Juristin, die
Leiterin des ÖGB-Büros
in Brüssel war, will sich

vor allem für soziale Mindeststandards auf
europäischer Ebene einsetzen.

Jörg Leichtfried
Der Steirer Leichtfried ist
seit 2004 als Abgeordne-
ter im EP tätig. Ein be-
sonderes Anliegen ist
ihm die europäische Ver-

kehrspolitik und auch der Tierschutz darf
nicht zu kurz kommen.

Karin Kadenbach
Die akademisch geprüf-
te Werbekauffrau hat in
Niederösterreich poli-

tisch viel geleistet, sei es als Landesge-
schäftsführerin oder als Landesrätin für
Gesundheit und Umweltschutz. Nun will sie
im EP ihre Erfahrungen einbringen.

Josef Weidenholzer
Als Wissenschafter hat
sich Josef Weidenholzer
einen Namen und als In-

stitutsvorstand an der Uni Linz verdient ge-
macht. Sein soziales Engagement stellt er
als Präsident der Volkshilfe unter Beweis
und ist somit prädestiniert, sich für ein so-
ziales Europa einzusetzen.

Maria Berger
Die ehemalige Justizmi-
nisterin fungiert derzeit
als Delegationsleiterin

der SPÖ-Europaabgeordneten, bereits zwi-
schen 1996 und 2007 war sie als EU-Abge-
ordnete im EP vertreten.

Bundeskanzler Werner Faymann präsentiert nach dem Bundesparteipräsidium SPÖ-Spitzen-
kandidat Hannes Swoboda und Listenzweite Evelyn Regner.

Ein starkes Team für  
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SPÖ Aktuell: Sie führen die
SPÖ-Liste für die EU-Wahl
als Spitzenkandidat an. Wo
sehen Sie Ihre persönlichen
Stärken?

Hannes Swoboda: Ich bin
bereits seit Ende 1996 Mit-
glied im Europäischen Par-
lament (EP). Aufgrund mei-
ner langjährigen Tätigkeit
habe ich die unglaublichen
Wandlungen, der die EU in
den letzten Jahren unterzo-
gen wurde, hautnah miter-
lebt. Damit meine ich bei-
spielsweise das Anwachsen
auf 27 Mitgliedstaaten und damit die Inte-
gration Osteuropas oder die Einführung des
Euro. Mein großer Erfahrungsschatz und
mein Engagement für die europäische Idee
haben dazu geführt, dass ich mittlerweile
als Vizepräsident der SPE-Fraktion tätig bin.
Diese Erfahrungen möchte ich auch weiter-
hin einbringen – für Österreich und für Eu-
ropa.

Was ist für Sie die besondere Herausforde-
rung an dieser EU-Wahl?

Hannes Swoboda: Die Wirtschaftskrise
trifft ganz Europa. Die Menschen sind ver-
unsichert, bangen um ihre Arbeitsplätze.
Gerade jetzt ist es wichtig, sich für ein so-
zialeres Europa stark zu machen, die EU
darf nicht mehr nur als Wirtschaftsunion
wahrgenommen werden. Die SPÖ wird sich
daher bei dieser Wahl vehement für sozia-
le Mindeststandards einsetzen und dafür,
dass die Staaten der EU alles daran setzen,
die Wirtschaftskrise gemeinsam zu bewäl-
tigen. Damit dies gelingt, braucht es eine
starke Sozialdemokratie auf europäischer
Ebene.

Ein Thema, das immer wie-
der die Gemüter bewegt und
das auch im Vorfeld der EU-
Wahl immer wieder ange-
sprochen wird, ist ein etwai-
ger EU-Beitritt der Türkei.
Was ist Ihre Position dazu?

Hannes Swoboda: Die
Debatte um einen Türkei-
Beitritt ist in Wirklichkeit im
Moment nicht relevant.
Aufgrund der langsam vor-
angehenden Reformen in
der Türkei steht ein Ab-
schluss in den nächsten 5
bis 10 Jahren nicht zur Dis-

kussion. Aber die Türkei ist ein wichtiger
Partner der EU besonders in Sicherheits-
und Energiefragen, ich plädiere daher für
einen Sondervertrag  zwischen Ankara
und der EU. All jene, die jetzt das Phanta-
siethema Türkeibeitritt ansprechen, wollen
die Menschen verunsichern und haben
keine wirklichen Themen für den Wahl-
kampf.

Von vielen wird immer wieder bemängelt,
dass die EU zu intransparent und zu wenig
bürgernah ist. Wie kann diesem Vorwurf be-
gegnet werden?

Hannes Swoboda: Stimmt – hier gibt es
sicher Mängel, die Umsetzung des Lissa-
bon-Vertrages würde aber viel dazu beitra-
gen, den BürgerInnen mehr Einblicke in die
EU zu gewähren. Dort ist beispielsweise
festgeschrieben, dass Tagungen des Rates
in Zukunft via TV oder Radio übertragen
werden. Und auch ein europaweites Bür-
gerInnenbegehren wäre dann möglich.
Darüber hinaus ist eine Aufwertung des EP
vorgesehen. All dies würde helfen, den
Menschen Europa näher zu bringen.

INTERVIEW

Für Österreich – Für Europa
SPÖ-Spitzenkandidat Hannes Swoboda spricht im „SPÖ Aktuell“-Interview über ein
sozialeres Europa, die BürgerInnennähe der EU und die Frage des Türkei-Beitritts.
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SPÖ-EU-Spitzenkandidat
Hannes Swoboda

Christa Prets
Gleichstellungs- und
Kulturfragen sind jene
Themengebiete, mit de-
nen sich Prets vorrangig
im EP auseinandersetzt.

Die frühere Bürgermeisterin von Pöttsching
ist seit 1999 im EP und Kultursprecherin der
SPE-Fraktion.

Herbert Bösch
Bösch ist bereits seit
dem EU-Beitritt Öster-
reichs Mitglied des EP.
Der Vorarlberger setzt
sich für mehr Kontrolle

ein, besonders beim Finanzmarkt braucht
es mehr Aufsicht. 

Heidi Hirschbichler
Die erfolgreiche Salzbur-
ger Landespolitikerin ist
ein neues Gesicht auf
der KandidatInnenliste.
Sie ist Abgeordnete zum

Salzburger Landtag, und als Landesge-
schäftsführerin des ÖGB in Salzburg sind
auch ihr die Interessen der Arbeitnehme-
rInnen ein großes Anliegen.

Kerstin Zlender
Zlender ist mit ihren 29
Jahren die jüngste unter
den KandidatInnen. Sie
hat das politische Hand-
werk in den Jugendorga-

nisationen erlernt, wo sich die junge Kärnt-
nerin vor allem um Frauenanliegen ge-
kümmert hat.

Max Unterrainer
Unterrainer geht für die
Tiroler ins Rennen um ei-
nen Sitz im EP. Der Be-
triebswirt hat in seiner
Heimatgemeinde als Fi-

nanzreferent und Vizebürgermeister viel
zum Besseren bewegt. ◆

ein soziales Europa
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B ereits Ende Jänner war für Bun -
deskanzler Werner Faymann klar:
Die osteuropäischen Staaten

brauchen Hilfe, um die Wirtschaftskrise
meistern zu können. Deshalb entwickelte
man die Idee eines Osteuropa-Pakets. In
guten wirtschaftlichen Zeiten habe Öster-
reich von der prosperierenden Wirtschaft
Osteuropas profitiert, in wirtschaftlich
schwierigen Zeiten sei es daher ange-
bracht, den osteuropäischen Staaten zu

helfen, wie Faymann stets betonte. An-
fangs stieß die Idee in den anderen EU-
Staaten auf wenig Gegenliebe. Bei seinen
Staatsbesuchen in Deutschland und
Frankreich hat der Bundeskanzler ver-
sucht, die Wichtigkeit einer Osteuropa-
Hilfe zu verdeutlichen. Die stete Überzeu-

gungsarbeit des Bundeskanzlers und der
anderen Regierungsmitglieder hat nun
Wirkung gezeigt. Beim EU-Gipfel am 19.
und 20. März in Brüssel hat man sich dar-
auf geeinigt, eine Erhöhung der Hilfsmit-
tel für Osteuropa vorzunehmen. Die Pläne
sehen im Detail eine Verdoppelung der
Notkredithilfen für Nicht-Euro-Staaten in
Mittel- und Osteuropa auf 50 Milliarden
Euro vor. Die Krisenhilfe des Internationa-
len Währungsfonds soll von 250 auf 500
Milliarden Dollar (369 Milliarden Euro)
aufgestockt werden, der Anteil der euro-
päischen Länder soll 75 Milliarden Euro
betragen. Die Verdoppelung des Rahmens
für Notkredithilfen ist ein wichtiger Erfolg
in den Bemühungen um die Stabilisierung
von osteuropäischen Ländern, die sich in
finanziellen Schwierigkeiten befinden. Die
EU-Kredite dienen zur Unterstützung 

von Darlehen, die der Internationale
Währungs fonds gewährt. Bun deskanzler
Faymann zeigte sich nach dem Brüsseler
Gipfel erfreut über das erzielte Verhand-
lungsergebnis. Österreich habe seinen
„Beitrag geleistet“ und mit „einem kon-
kreten Erfolg ein Stück des Weges in Rich-
tung Stabilität in Osteuropa geschafft“.

Auf die EU ist Verlass

Für SPÖ-Europasprecherin Elisabeth
Grossmann hat die EU mit dem Beschluss
der Osteuropa-Hilfe unter Beweis gestellt,
dass „Solidarität nicht nur ein leeres
Schlagwort ist“. Ein deutliches Signal, dass
sich jeder Partner und jedes Mitgliedsland
der EU auf die Stabilität Europas verlassen
kann, ist der Beschluss für SPÖ-Finanz-
sprecher Jan Krainer.

Die osteuropäischen Staaten werden nicht allein gelassen. Auf Initiative von Bundes-
kanzler Werner Faymann wurde beim EU-Gipfel eine Verdoppelung der Notkredithil-
fen für Osteuropa beschlossen.

◆

Großer Erfolg für Faymann
OSTEUROPA

„Je schneller die Wirtschaft im
Osten wieder in Schwung kommt,
desto schneller wird sich auch 
die Wirtschaft in den 
,alten EU-Ländern’ erholen.“

SPÖ-Europasprecherin Elisabeth Grossmann

Z U M  T H E M A

Kampf den Steuersündern

Gemeinsam mit der OECD konnte eine Lösung im
Kampf gegen Steuerhinterziehung gefunden wer-
den. Österreich lockert sein Bankgeheimnis
gegenüber Anfragen aus dem Ausland. Liegt zu-
künftig ein „gut dokumentierter, begründeter Ver-
dacht“ auf ein Steuervergehen vor, gibt Österreich
Kontoinformationen an ausländische Behörden
weiter. Das in Paragraf 38 Bankwesengesetz
(BWG) festgehaltene und in Verfassungsrang ste-
hende österreichische Bankgeheimnis muss da-
durch nicht geändert werden. Damit ist garantiert,
dass der kleine Sparer auch weiterhin durch das
Bankgeheimnis geschützt ist, wie Finanzstaatsse-
kretär Andreas Schieder betont.

Beim Frühjahrsgipfel in Brüssel hat Österreich bewiesen, dass auch ein kleines Land
viel bewegen kann. Den osteuropäischen Staaten wird auf Initiative Österreichs in der

Wirtschaftskrise geholfen.
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EUROPAWAHL

Wann wird gewählt?

Die Bürger der 27 Mit-
gliedsstaaten sind im 
Zeitraum vom 4. bis zum
7. Juni aufgerufen mit ih-
rer Stimme eine oder ei-
nen Abgeordneten ins
Parlament zu wählen. In
Österreich wird am 7. Juni
gewählt.

Welches Gremium wird
gewählt?

Das Europäische Parla-
ment wird als einzige In-
stitution der EU demokra-
tisch von den BürgerIn-
nen Europas gewählt. Und
das alle fünf Jahre. Derzeit
gibt es 785 EU-Abgeordnete aus den 27
Mitgliedsstaaten, die in insgesamt sieben
Fraktionen organisiert sind. Zur Bildung ei-
ner Fraktion bedarf es mindestens 20 Eu-
ropaabgeordneter aus mindestens fünf
EU-Mitgliedsstaaten. Stärkste Fraktion ist
die der Konservativen mit 288 Sitzen, ge-
folgt von den SozialdemokratInnen mit 217
Sitzen (Vorsitzender: Martin Schulz) und
den Liberalen mit 100 Abgeordneten. Ös-
terreich stellt insgesamt 18 Abgeordnete.

Wer darf wählen?

Grundsätzlich gilt, dass alle Unionsbürger -
Innen mit Hauptwohnsitz in Österreich
hier auch wahlberechtigt sind. Jede und
jeder Wahlberechtigte kann seine Stimme
auch per Briefwahl abgeben. Für österrei-
chische StaatsbürgerInnen gilt als Wahl-
alter 16 Jahre.

Was sind die Aufgaben der EU-Parlamen-
tarierInnen?

Die Mitglieder des Europäischen Parla-
ments wirken an der europäischen Ge-
setzgebung mit (legislative Aufgabe),
üben demokratische Kontrolle aus, befin-
den über den EU-Haushalt und wachen
über die Vergabe sowie den Einsatz der
Gelder. Das Europäische Parlament wählt

den Präsidenten der Europäischen Kom-
mission und kontrolliert die anderen EU-
Institutionen. Die europäische Wirtschaft,
der Schutz der Umwelt, Lebensmittelqua-
lität und Konsumentenschutz, die Gleich-
stellung von Frauen und Männern, Ar-
beitnehmerschutz, Beschäftigung, eine
gemeinsame Außen- und Sicherheitspo-
litik der EU und eine intensivere Zu-
sammenarbeit in den Bereichen Justiz und
Innere Sicherheit, gehören zu den Schwer-
punkten der parlamentarischen Arbeit.

Was wird in den EU-Ausschüssen getan?

Die ParlamentarierInnen arbeiten in den
verschiedensten Ausschüssen des Euro-
päischen Parlaments Berichte zu Geset-
zesvorschlägen und anderen Fragen aus,
die dann bei den Plenartagungen in Straß-
burg und Brüssel verabschiedet werden.
Weiters stellen sie schriftliche und münd-
liche Anfragen an Kommission und Rat,
nehmen an interparlamentarischen Aus-
schüssen teil und setzen sich mit Pro -
blemen der europäischen Integration aus-
einander.

Was tun die Fraktionen?

Vor jeder Abstimmung im Plenum prüfen
die Fraktionen die Berichte aus den 

parlamentarischen Aus-
schüssen und reichen Än-
derungsanträge ein. Kein
Mitglied einer Fraktion
kann zu einer bestimmten
Stimmabgabe verpflichtet
werden. 

Was tun die Delegationen
des EU-Par laments?

Jede Abgeordnete und 
jeder Abgeordnete des
Europäischen Parlaments
arbeitet in zumindest ei-
ner Delegation. Die Dele-
gationen dienen dem
kontinuierlichen Dialog
auf parlamentarischer
Ebene mit Drittstaaten
und regionalen Organisa-

tionen, wie ASEAN einschließlich Südost-
asien und Korea.
Eine weitere Aufgabe der Delegationen ist,
die Situation in Drittstaaten zu beobach-
ten und zu analysieren, was im Vorfeld von
Assoziierungsabkommen und Beitritten
besonders wichtig ist. Im Blickpunkt steht
hier vor allem die Einhaltung der Men-
schenrechte.

Sind kleine Staaten wie Österreich benach-
teiligt?

Die kleineren und mittleren Staaten sind
im Europäischen Parlament proportional
stärker vertreten als die größeren. So re-
präsentiert beispielsweise ein EU-Ab -
geordneter oder eine -Abgeordnete aus
Österreich rund 450.000, ein deutscher
EU-Abgeordneter rund 835.000 Bürger.

Welche Zuständigkeiten hat die EU?

Die Mitgliedsstaaten der EU haben in den
Verträgen der EU genau festgelegt, in wel-
chen Bereichen die EU tätig werden kann.
Ausschließliche Zuständigkeiten und damit
allein das Recht, Gesetze zu erlassen, die
dann unmittelbar in allen Mitgliedsstaaten
gelten, hat die EU nur für die Bereiche 
Wettbewerb im Binnenmarkt, die Zollunion
und die Außenhandelspolitik. 

„SPÖ Aktuell“ beantwortet die wichtigsten Fragen zum EU-Parlament und zur 
EU-Wahl.

Wie funktioniert das EU-Parlament?

◆

Z
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Das Europäische Parlament
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BILDUNG

D as umfassende Maßnahmenpaket
ermöglicht es, die Arbeitsbedin-
gungen im Lebens- und Arbeits-

raum Schule an die Bedürfnisse unserer
LehrerInnen heranzuführen. Im Detail sieht
das 5-Punkte-Programm – ab dem kom-
menden Schuljahr – eine Modernisierung
der LehrerInnen-Arbeitsplätze vor. Ange-
fangen von Netbooks mit Internet-An-
schluss bis zur vollkommenen Neugestal-
tung der Konferenzzimmer zu modernen
Großraumbüros. Weiters wird bei allen
Neubauten und Sanierungen besonders
auf die Verbesserung der LehrerInnenar-
beitsplätze geachtet. Etwa dadurch, dass
die Arbeitsfläche pro LehrerIn von 1,5 auf 3
Quadratmeter verdoppelt wird. Bessere Ar-
beitsbedingungen und Entlastung werden
aber auch durch kleinere Klassen und
Kleingruppenunterricht geschaffen. 

Rasch umgesetzt werden soll auch das
neue Dienst- und Besoldungsrecht, das

neuen LehrerInnen höhere
Einstiegsgehälter bringt. An-
geboten wird von Schmied
weiters die sofortige Ein-
richtung einer Arbeitsgrup-
pe zum Ausbau der Schu-
lautonomie. Und mit dem
mittleren Management an
größeren Schulstandorten
sollen LehrerInnen von ad-
ministrativen Tätigkeiten
möglichst freigespielt wer-
den, während von der neu-
en, zeitgemäßen LehrerIn-
nen-Ausbildung noch in
dieser Legislaturperiode die
ersten Studierenden profi-
tieren sollen. In Summe wer-
den mit diesem 5-Punkte-
Programm, das wesentlicher
Teil der Bildungsreform ist,
die LehrerInnen-Arbeitsbe-
dingungen massiv verbes-
sert. Dessen ungeachtet hat

die Bundeskonferenz der Gewerkschaft Öf-
fentlicher Dienst am Mittwoch einen so ge-
nannten „Vorratsbeschluss“ gefasst, der
das Präsidium ermächtigt, jederzeit einen
Streik der LehrerInnen auszurufen. 

Über 5.300 
neue LehrerInnen

Für Schmied ist ein Stopp der Bildungsre-
form freilich undenkbar. Denn das würde
nicht nur einen Rückfall in die bildungspo-
litische Steinzeit bedeuten, sondern auch
4.100 LehrerInnen-Jobs gefährden, die be-
droht wären, wenn z.B. die kleineren Klas-
sen zurückgefahren werden müssen. Und:
Es könnten bis 2013 insgesamt über 5.300
neue LehrerInnen eingestellt werden, wenn
die Bildungsreform, die nur durch die
Strukturreform möglich ist, weitergeführt
wird. Nach Jahren der Blockade wäre es
auch hoch an der Zeit, dass die Schulre-
formen endlich umgesetzt werden können.
Und das am besten gleich mit der Verwal-
tungsreform, zeigt doch die jüngste Analy-
se des Rechnungshofs, dass im Bereich der
Schulverwaltung – so wie von Schmied 
geplant – rasche Reformschritte kommen
müssen. 

Mit einem 5-Punkte-Programm setzt Bildungsministerin Claudia Schmied einen hi-
storischen Schritt zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen für unsere LehrerInnen. 

Alles für die Schule der Zukunft

◆

Le
hm

an
n

H I N T E R G R U N D

„ProfsPro“ pro Schmied

Unterstützt wird Bildungsministerin Claudia
Schmied in ihren Reformen jetzt auch von der
neuen Internet-Plattform „ProfsPro“, die von AHS-
Lehrer und Personalvertreter Daniel Landau als
Sprachrohr für reformbereite LehrerInnen ge-
gründet wurde. Im Zentrum dieser unabhängigen
Initiative steht das „Lehren als Ermöglichen statt
eines Verhinderns“. Alle LehrerInnen und auch
alle an Bildung interessierten Menschen sind ein-
geladen, einen reformorientierten und konstruk-
tiven Dialog zu führen. Die Plattform tritt dafür ein,
dass „die Frau Bildungsministerin die Möglichkeit
erhält, pädagogische Arbeit im schwierigen (wirt-
schaftlichen) Umfeld entsprechend positiv zu po-
sitionieren“. 

Alles Weitere unter: www.profspro.at

„Eine moderne und neue Schule mit besseren Chancen für unsere 
Kinder und die nächste Generation kann nicht einfach geopfert 
werden, nur weil man einem Konflikt aus dem Weg gehen will.“ 

Bundeskanzler Werner Faymann

„Es muss gelingen, 
mehr Kinder in eine höhere 
Bildung zu bringen“ – dafür

kämpft Bildungsministerin 
Claudia Schmied. 
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INFRASTRUKTUR

Rekordinvestitionen in Infrastrukturprojekte sichern 50.000 Arbeitsplätze und 
machen Bahn und Straße fit für die Zukunft. 

Rekordinvestitionen in 
Schiene und Straße

B is 2014 werden insgesamt 13,9
Mrd. Euro in den Ausbau der
Schiene und 8,6 Mrd. Euro in die

Straße investiert. Das ist die höchste In-
vestition in die österreichische Infra-
struktur in der Geschichte der Zweiten
Republik. Seit Februar 2008 ist die Ar-
beitslosigkeit in der Baubranche um 32
Prozent gestiegen. Die Bundesregierung
kämpft mit diesen Rekordinvestitionen
für Beschäftigung und schafft einen
Mehrwert für die Zukunft. Damit wird
auch ein wesentlicher Beitrag für die Zeit
nach der Krise geleistet und rasch und
klug investiert. Diese Maßnahmen ma-
chen nicht nur Bahn und Straße fit für die
Zukunft, sondern sichern auch 50.000 Ar-
beitsplätze. Ein wichtiger Beitrag in wirt-
schaftlich schwierigen Zeiten, in denen
die Bundesregierung um jeden einzelnen
Arbeitsplatz kämpft. Im Rahmen der In-

frastrukturoffensive werden nicht nur
zahlreiche baureife Projekte vorgezogen,
sondern auch neue Projekte geschaffen.
Da rasches Handeln als Gebot der Stun-
de gilt, werden bereits im März und April
50 neue Bauprojekte mit einem Volumen
von einer halben Milliarde Euro starten.
Als größte Schwerpunkte im Bereich der
Bahn gelten der Ausbau der Bahnstrek-
ken, die Sanierung und der Bau von rund
100 Bahnhöfen, die Sicherung von 100
gefährlichen Bahnübergängen sowie die
Erneuerung des bestehenden Strecken-
netzes. „Wir werden aus Gleisen der Mon-
archie Bahnstrecken des 21. Jahrhun-
derts machen“, so Infrastrukturministerin
Doris Bures.

Durch den Ausbau der Schiene ist 
es künftig möglich, beispielsweise die 
Strecke Wien–St.Pölten in der Hälfte der
bisherigen Fahrzeit zurückzulegen: Ein

großer Anreiz für PendlerInnen vom Auto
auf das umweltfreundliche Verkehrsmit-
tel Bahn umzusteigen. Auch im Bereich
der Straße sind zahlreiche Maßnahmen
geplant. Dabei handelt es sich haupt-
sächlich um Lückenschlüsse, Sanie-
rungsmaßnahmen und Investititionen in
die Sicherheit wie beispielsweise der 
Verbreiterung von Pannenstreifen.

ZAHLEN,  DATEN,  FAKTEN

Die wichtigsten 
Investitions-Eckdaten

Die Gesamtinvestitionen für Schiene und Straße
werden vom bestehenden Rekordniveau noch
einmal erhöht. Im Vergleich zur Laufzeit 2008-2013
werden im neuen Rahmenplan und Bauprogramm
rund 3,6 Milliarden Euro mehr investiert. 

Waren es in der sechsjährigen Zeitspanne 2008
bis 2013 zusammen 18,8 Milliarden Euro, sind jetzt
für 2009-2014 in Summe ca. 22,5 Milliarden Euro
vorgesehen, davon 900 Millionen vorgezogene
Projekte aus dem Konjunkturpaket. 

13,9 Milliarden werden in Bahn-Projekte inve-
stiert, 8,6 Milliarden in die Straße; das heißt, mehr
als 60 Prozent wird in die Bahn, knapp 40 Prozent
in die Straße investiert. 

Im Jahresdurchschnitt investieren wir bis 2014 2,3
Milliarden Euro in die Schiene und 1,4 Milliarden
Euro in Autobahnen und Schnellstraßen. 

Zusammengerechnet: Jedes Jahr werden durch-
schnittlich 3,74 Milliarden Euro investiert. 

Im Vergleich zur Periode 2008-2013: Pro Jahr wer-
den um 600 Millionen Euro mehr investiert.

◆

„Die Bundesregierung hat sich 
vorgenommen in der Krise rasch 
zu handeln. Dies ist wichtig für den
Wirtschaftsstandort, sichert Arbeits-
plätze und lässt uns gestärkt aus
der Krise hervorgehen.“

Infrastrukturministerin Doris Bures

Infrastrukturministerin Doris Bures setzt mit Investitionen den Kampf der 
Bundesregierung um jeden Arbeitsplatz um.



I N N E N P O L I T I K

10 27. März 2009 I Nr. 12

WIRTSCHAFT

D ie Industrie fordert staatliche
Garantien für ihre Anleihen, um
auf diese Weise Finanzierungen

sicherzustellen. Eine bessere Lösung
wäre es, die staatliche Kommunalkredit
damit zu beauftragen, der Wirtschaft
langfristig Kredite zur Verfügung zu 

stellen“, regt Finanzstaatssekretär An-
dreas Schieder an. „Unternehmen haben
derzeit Schwierigkeiten, langfristige 
Finanzierungen aufzutreiben. Mit lang -
fristig meine ich einen Zeitraum von 
mehr als fünf Jahren. Das ist deshalb ein
Problem, weil damit auch jene Investitio-
nen auf Eis liegen, die sehr positive Ef-
fekte auf Konjunktur und Beschäftigung
haben“, konstatiert Schieder. Die Kom-

munalkredit könnte langfristige Finanzie-
rungen für Betriebe zur Verfügung stellen
und damit „die Rolle eines Eis brechers“
unter den Banken übernehmen. Finan-
ziert sollten nur gute Projekte von 
kreditwürdigen Kunden werden, und

zwar zu „marktkonformen Bedingungen“,
sagt Schieder. SPÖ-Wirtschaftssprecher
Christoph Matz netter unterstützt aus-
drücklich den Vorstoß von Schieder: „Ein
wichtiger Vorschlag. Man sieht, dass die
SPÖ die besseren Lösungen hat.“ 

Finanzstaatssekretär Andreas Schieder plädiert dafür, die zur Jahreswende verstaat-
lichte Kommunalkredit als Instrument für einen leichteren Kreditzugang einzusetzen.

Mit Staatsbank gegen Kreditklemme

S ehr positiv beurteilt SPÖ-Wirt-
schaftssprecher Christoph Matz-
netter die rasche Reaktion von

Kanzler Faymann auf die wichtigen Forde-
rungen der Kommunen. Erst vor wenigen
Tagen hat der Gemeindebund die Erhö-
hung der Freivergabe für Bauaufträge von
40.000 auf 100.000 Euro gefordert. Jetzt hat
Faymann per Verordnung die Grenze auf
100.000 Euro angehoben. In Kraft tritt sie
allerdings erst, wenn die Bundesländer zu-
stimmen. Wenn die Länder rasch ihr OK ge-
ben, wäre ein Inkrafttreten der Verordnung
ab 1. Mai möglich, heißt es aus dem
Bundeskanzleramt. Die Verordnung er-
möglicht die rasche Vergabe von Aufträgen

seitens der Gemeinden ohne monatelange
Ausschreibungsverfahren. Auch bei den
sogenannten „nicht offenen Verfahren“, bei
denen die Gemeinden ohne vorherige Be-
kanntmachung eine bestimmte Anzahl von
Unternehmen zur Angebotslegung einla-
den müssen, will Faymann die Auftrags-
vergabeverfahren verkürzen. Er will die
Freivergabegrenze von 120.000 auf künftig
eine Million Euro anheben und so die Wirt-
schaft ankurbeln und Arbeitsplätze schaf-
fen. Die Voraussetzung für rasche Vergabe
von Bauaufträgen hat die Regierung Fay-
mann in Rekordtempo geschaffen und da-
mit einen wichtigen Impuls für die Wirt-
schaft in Zeiten der Krise gesetzt.

Dank der Verordnung von Bundeskanzler Werner Faymann sollen Gemeinden künf-
tig Bauvorhaben bis zu einem Volumen von 100.000 Euro ohne Ausschreibung ver-
geben können. Es fehlt nur noch die Zustimmung der Bundesländer.

Faymann erleichtert Bauauftragsvergabe
GEMEINDEN

◆

◆

„Schieder-Vorstoß ist eine richtige
Maßnahme zur Unter stützung 
der Wirtschaft.“ 

SPÖ-Wirtschaftssprecher 
Christoph Matznetter Schieder will, 

dass die 
Kommunalkredit mit
öffentlichem Geld
ausgestattet wird,
um die 
Wirtschaft 
anzukurbeln.

A
PA

A
PA

Die Verordnung von 
Werner Faymann sichert Arbeitsplätze.
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Die große Krise bringt an den Tag, was
der globale Boom für ein paar Jahre ver-
deckt hatte: Die deutsche Wirtschaftspoli-
tik hat kein Konzept, weder für den Boom
noch für die Krise. Das ist leider nicht neu.
In deutschen Ministerien wurstelt man seit
drei Jahrzehnten ohne jede klare Idee vor
sich hin. Dazu biedern sich alle Parteien
ausschließlich der Logik der Unternehmen
an. Das hat zur Folge, dass Politik und Ge-
sellschaft nur noch von Einzelinteressen
dominiert werden. Jetzt aber wird es wirk-

lich gefährlich. Nachdem das neoliberale
Modell endgültig gegen die Wand gefah-
ren ist, steht die deutsche Wirtschafspoli-
tik vor einer fundamentalen Wende. Rea-
giert sie nicht aus eigenen Stücken, wer-
den die Verhältnisse sie zwingen. Deutsch-
land muss endlich wirtschaftspolitisch er-
wachsen werden. Heiner Flassbecks neu-
es Buch ist ein Muss für alle, die gesamt-
wirtschaftliche Zusammenhänge verstehen
und bei den aktuellen wirtschaftspoliti-
schen Diskussionen mitreden wollen.

Er führte ein ebenso leidenschaftliches
wie zerrissenes Leben: Joseph Roth avan-
cierte vom Außenseiter aus Ostgalizien zum
Wiener Studenten und Weltkriegssoldaten,
vom Starjournalisten der Weimarer Repu-
blik zum Autor mit Weltruhm – und starb
als verlorener Trinker im Pariser Exil. 70 Jah-
re nach dem Tod von Joseph Roth widmet
sich nun eine neue Biographie dem gro-
ßen Schriftsteller und erzählt dessen Leben
ebenso packend wie kenntnisreich. Roth
war bekennender Ostjude mit Neigung zum

Katholizismus, Pazifist und Einjährig-Frei-
williger im Ersten Weltkrieg, weitherziger
Moralist und begnadeter Polemiker: Kaum
ein Autor des 20. Jahrhunderts war so
widersprüchlich und so geschickt darin,
seine eigene Biographie ständig neu zu er-
finden. In dieses von vielen Mythen durch-
flochtene Selbstbild bringt der renommier-
te Publizist Wilhelm von Sternburg jetzt
Licht und Klarheit. Er legt Roths Motive frei
und schildert faktenreich dessen wichtig-
ste Lebensstationen.

Das Kapital von Superreichen verzinst
sich stündlich mit 200.000 Euro. Wenn sie
nicht reicher werden wollen, müssen sie
das Geld schon verjuxen – statt Luxuska-
rossen oder Riesenjachten zu kaufen. Wa-
rum schauen wir tatenlos zu? Haben wir
uns an die Auswüchse des Kapitalismus
gewöhnt? Wollen, ja dürfen wir sie noch
länger akzeptieren? Zudeick zeigt, warum
kein Weg daran vorbeiführt, die Systemfra-
ge zu stellen. Alles längst bekannt: Milliar-
dengewinne hier, Kinderarmut da, Versager

erhalten Millionenabfindungen, der Staat
darf für Verluste aufkommen. Täglich über-
fluten uns neue Meldungen über die Aus-
wüchse des Kapitalismus – und bislang
schauten wir zu. Doch die Zeiten haben 
sich geändert. Die Bürger wollen nicht län-
ger die Maßlosigkeiten einer Clique von
Überprivilegierten, die sich für die Elite hal-
ten, hinnehmen. Was aber muss passieren,
dass die Interessen des Menschen wieder
in den Mittelpunkt gerückt werden? Peter
Zudeick hat Antworten formuliert.

Heiner Flassbeck: 
Gescheitert.
Westend Verlag, 
München 2009; 
263 S., 20,60 ¤

Wilhelm von Sternburg: 
Joseph Roth. 
Eine Biographie.
Verlag Kiepenheuer&Witsch,
Köln 2009; 
559 S., 23,60 ¤

Peter Zudeick:
Tschüss, ihr da oben.
Verlag Westend, 
Frankfurt/Main 2009;
233 S., 17,50 ¤

Politik

Gescheitert
Flassbeck zeigt, wie und warum die Politik längst vor der Wirt-
schaft kapituliert hat und fordert eine radikale Umkehr.

Biographie

Über Joseph Roth
Eine neue Biographie schildert brillant das leidenschaftliche Le-
ben des österreichischen Schriftstellers Joseph Roth.

Sachbuch

Tschüss, ihr da oben
Vom vielleicht baldigen Ende des Kapitalismus berichtet diese
scharfe politische Analyse.

◆

◆

◆
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AK-WAHL

72 .000 burgenländische Arbeit-
nehmerInnen können seit
Montag ihre Vertretung im

Rahmen der Arbeiterkammerwahl wählen.
Als Spitzenkandidat für die FSG tritt AK-
Präsident Alfred Schreiner an, der 2004 mit
37 von 50 Mandaten einen fulminanten
Sieg einfuhr. Schon aufgrund der wirt-
schaftlichen Lage ist eine ähnlich erfolg-
reiche Wahl von absoluter Notwendigkeit
für Schreiner: „Durch die Wirtschaftskrise
kommen auch solide Unternehmen ins
Schleudern und es wackeln die Arbeits-
plätze. In dieser schwierigen Situation brau-
chen die ArbeitnehmerInnen, mehr denn je
eine starke Interessensvertretung.“

Soziale Sicherheit für die 
Menschen

Für den burgenländischen AK-Präsidenten
ist der Fokus auf die Aus- und Weiterbil-
dung der Jugend, die Sicherung der Ar-
beitsplätze und die Absicherung der sozi-
alen Leistungen gerichtet. „Wir müssen
vorrangig Arbeitslosigkeit bekämpfen und
wir brauchen eine gerechte Umverteilung
bei den Einkommen und mehr Geld für Aus-
und Weiterbildung“, fordert Schreiner. Ihm
ist bewusst, dass die Zukunft unseres Lan-

des in den Händen der Jugend liegt, daher
gilt es diese auch dementsprechend zu för-
dern. „Wir verlangen von der Wirtschaft ver-
bindliche Maßnahmen zur besseren Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie. Und nicht
zuletzt fordern wir bessere Chancen für die
Jugend und ein funktionierendes soziales
Netzwerk“, macht Schreiner deutlich. Sei-
ne Kritik richtet der Burgenländer an die
„schwarzen ArbeitnehmervertreterInnen“,
die sich stets an die ÖVP-Parteilinie halten
und dadurch sogar arbeitnehmerInnen-
feindliche Forderungen mittragen. Zudem
spricht er sich klar gegen Neoliberalismus
und Spekulantion aus, da ArbeitnehmerIn-
nen dadurch schwer unter Druck geraten.
Der Spitzenkandidat fordert daher mehr
Kontrolle durch Staat und Gewerkschaften
und kämpft nicht zuletzt deswegen für die
Stärkung der FSG in der Arbeiterkammer
und damit für die Stärkung der Arbeitneh-
merInnen. 

Startschuss in 
der Bundeshauptstadt

„Die ArbeitnehmerInnen haben die Krise
nicht verursacht und wollen sie auch nicht
bezahlen“, stellte der Wiener AK-Präsident
und FSG-Spitzenkandidat Herbert Tumpel
beim Wahlkampfauftakt der FSG Wien vor
kurzem klar. Er kämpft mit seiner Fraktion
um die Stimmen von 640.000 Arbeitneh-
merInnen, für deren Rechte er gerade in Kri-
senzeiten umso stärker eintreten will. Des-

halb werden auch die Aussagen mancher
WirtschaftsvertreterInnen, ArbeitnehmerIn-
nen sollten einen Lohnverzicht in Kauf neh-
men, von Tumpel besonders verurteilt.

Ganz im Gegenteil, so Tumpel, sollten
jene Unternehmen, die Staatshilfen in An-
spruch nehmen, viel mehr in die Pflicht ge-
nommen werden. Neben der Begrenzung
der Managergehälter spricht sich der Wie-
ner AK-Präsident für den „Einsatz der Ge-
winne für die Schaffung neuer und vor al-
lem für die Erhaltung bestehender Arbeits-
plätze“ aus. „Denn es geht jetzt nicht da-
rum, Aktionäre zu retten, sondern die Ar-
beitsplätze“, machte der Spitzenkandidat
deutlich. Die FSG fordert daher unter an-
derem mehr Investitionen in Infrastruktur
und Ausbildung, sichere Jobs für junge
Menschen und bessere Aufstiegschancen
für Frauen. Beginn der AK-Wahl in Wien ist
der 5. Mai und eine Stimme für die FSG ist
eine Stimme für eine starke Kraft, „die es
gerade in der Krise braucht, die Arbeitneh-
merInnen schützt und für ein gerechtes Sy-
stem kämpft“, so Tumpel.

Endrunde für Steiermark und
Oberösterreich 

Im Wahl-Endspurt befindet sich die FSG in
Oberösterreich und der Steiermark. Bis
28.3., also kommenden Samstag, kann man
noch in Oberösterreich seine Stimme ab-
geben, die Steirer können noch bis 1.4.
wählen. 

Vier der neun Bundesländer befinden sich mitten in den AK-Wahlen, zwar in unter-
schiedlichen Phasen, aber mit einem gemeinsamen Ziel: Stärkung der Arbeinehmer -
Innenrechte.

Gemeinsam für 
die ArbeitnehmerInnen

◆

H I N T E R G R U N D

Weitere Wahltermine und die
FSG-Spitzenkandidaten

AK Oberösterreich: . . . . . . . . . . . . . . . . 16. 3. – 28. 3.
AK-Präsident Johann Kalliauer

AK Steiermark:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19. 3. – 1. 4.
AK-Präsident Walter Rotschädl

AK Burgenland:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 23. 3. – 31. 3.
AK-Präsident Günther Goach

AK Niederösterreich: . . . . . . . . . . . . . . 5. 5. – 18. 5.
AK-Vizepräsident Hermann Haneder

AK Wien:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5. 5. – 18. 5.
AK-Präsident Herbert Tumpel
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In Wien hat der Auftakt für die AK-Wahl soeben begonnen, im Burgenland endet sie am 31.3.
(Links Mitte: FSG-Spitzenkandidat Tumpel, rechts: Burgenlands AK-Präsident Schreiner)
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ÖVP verhindert FSG Kandidatur
NIEDERÖSTERREICH

Der bisherige Klubobmann der SPÖ Wien, Chri-
stian Oxonitsch, tritt die Nachfolge der schei-
denden Vizebürgermeisterin Grete Laska an. 

Der 47-jährige Christian Oxonitsch wird neuer
Stadtrat in der Wiener Landesregierung und übernimmt die
Agenden Bildung, Jugend, Information und Sport. Die Vize-
bürgermeister-Funktion Laskas übernimmt Wohnbaustadtrat
Michael Ludwig. Die offizielle Amtsübergabe erfolgte am
Donnerstag im Rahmen des Gemeinderates.

Neuer Stadtrat: 
Christian Oxonitsch

WIEN

◆

Bei einer internationalen Frauenkon -
ferenz in Brasilien haben sich die SPÖ
Frauen eines brisanten Themas an -
genommen. 

Denn Millionen von Frauen müssen weltweit das Gleiche er-
leiden: Sie müssen das Überleben ihrer Kinder sichern, den
Haushalt führen und am Feld arbeiten. Und sie haben da-
bei mit Nahrungsmittelknappheit, Krankheiten und der glo-
balen Klimaerwärmung zu kämpfen. Daher machen sich die
SPÖ Frauen jetzt für bessere Arbeitsbedingungen für Frau-
en stark, die freilich auch Zugang zu Ressourcen und Bil-
dung brauchen. 

SPÖ FRAUEN

Bessere Arbeitsbedingungen

Seine politische Laufbahn
begann 1991 als Bezirks-
mandatar in Ottakring –
der neue Stadtrat Christian
Oxonitsch. 
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Delegation der SPÖ Frauen bei der Sozialistischen 
Fraueninter nationale in Porto Alegre, Brasilien. 

V.l.: Bettina Stadlbauer, Barbara Prammer und Maria Jonas.
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Die ÖVP NÖ demonstrierte
bei den Personalvertre-
tungswahlen der Landesbe-
diensteten ihr zweifelhaftes
Verständnis von Demokratie.

K urz vor der Wahl, wie Landesge-
schäftsführer Günther Steindl
berichtet, entschied die ÖVP-

dominierte Landeswahlkommission,
dass die Kandidatur der FSG – ausge-
nommen im Landhaus – rechtlich nicht
möglich ist. Trotz juristischem Gutachten
und der Wahlordnung entsprechender
Kandidatur wurde die FSG von den 
Wahlen in anderen Dienststellen, wie
etwa Landeskindergärten, Bezirks-
hauptmannschaften, etc. ausgeschlos-
sen. „Pröll, Sobotka und Co. sind die Ga-
ranten dafür, dass in Niederösterreich
mitunter demokratiepolitische Verhält-
nisse wie in Nordkorea herrschen“, ist
Steindl entsetzt über dieses Vorgehen.
FSG-Spitzenkandidat Michael Fertl ap-

pellierte an die Bediensteten, ihren Un-
mut über diese undemokratischen Ver-
hältnisse in Form einer ungültigen Stim-
me kundzutun - mit Erfolg. „Diesmal gab
es 1.304 ungültige Stimmen, das sind
10,05 Prozent. 2004 waren es nur knapp

über 6 Prozent“, so Fertl. Steindl ergänzt 
weiter, dass jede/jeder Fünfte ungültig
oder gar nicht gewählt hat. Dies ist ein
deutliches Zeichen, „dass die Landes-
bediensteten demokratische Verhält-
nisse wollen.“
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LGF Günther Steindl, LR Karin Scheele 
und FSG-Spitzenkandidat Michael Fertl (Mitte) mit dem FSG-Team.
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D ie herannahende Wahl am 7. Juni
und die zu führende Wahlausein-
andersetzung fallen in die Zeit der

härtesten und bei weitem noch nicht in vie-
len ihrer Auswirkungen absehbaren Welt-
wirtschafts- und Finanzkrise seit dem Ende
des Zweiten Weltkriegs. Ist eine allgemeine
Wahl und das Abschneiden einer politischen
Bewegung wie der Sozialdemokratie dabei
an sich schon von höchster Bedeutung für
die wählenden BürgerInnen, so gewinnt sie
angesichts der schweren Krise noch enorm
an zusätzlicher Wichtigkeit. 

Meinungsbefragungen, die zuletzt durch-
geführt wurden, zeigen eine – wenn auch nur
leicht gewachsene –Zustimmung der Öster-
reicherinnen und Österreicher zum europä-
ischen Einigungswerk an. In der schweren
Krise nicht allein dazustehen, ist offensicht-
lich ein Faktor, der wirkt. Trotzdem darf man
sich mit diesem geringen Umschwung nicht

zufrieden geben. Die beträchtliche Europa-
skepsis hierzulande hat verschiedene Ursa-
chen, die in gewisser Hinsicht zusammen-
hängen. Die Europäische Union wurde in den
letzten Jahren als regulierungswütig, einsei-
tig landwirtschaftsfördernd, sozial kalt, ohne
Verständnis für nationale Eigenheiten oder
spezifische Interessen empfunden. Wenig in
den Vordergrund wurde gestellt, obwohl es
auf der Hand liegt, dass es sich dabei
schwerpunktmäßig um Politik der konserva-
tiven Mehrheiten in den Mitgliedsstaaten
gehandelt hat. Österreichspezifisch ist hin-
zuzufügen, die Bundesregierung von 2000
bis 2006, namentlich das Duo Schüs-
sel/Plassnik, haben Europapolitik und Euro-
pavermittlungspolitik im Inland mit Gran-
dezza unterlassen. Da auch die SPÖ schüch-
tern agierte, konnten sich die Antieuropa-

schreier am rechten Rand mit Boulevard-
unterstützung gar nicht unbedeutend in Sze-
ne setzen. Eine Partei wie die österreichische
Sozialdemokratie hat sich dem entgegen zu
stellen, indem sie ihr europapolitisches und
damit ihr gesamtpolitisches Profil schärft.
Und sie wird das auch tun. Zwecks grund-
sätzlicher politischer Standortbestimmung
im Allgemeinen und im Licht der bevorste-
henden Europawahl im Besonderen. In einer
sachlichen Beurteilung bleiben die hetzeri-
schen Angriffe der Blauen und der Orangen
schon deshalb auf der Strecke, weil unsere
Mitgliedschaft nicht einen Verlust, sondern
einen Zugewinn an Einfluss brachte. Durch
die enge wirtschaftliche Verflechtung mit
dem europäischen Wirtschaftsraum war
Österreich vor dem Beitritt in einer Situation
der Abhängigkeit und des Nachvollzugs von
Entscheidungen, auf die wir keinen Einfluss
nehmen konnten. Souveränität kann sich
nicht mehr in isoliertem Abseitsstehen äu-
ßern, sondern in der gleichberechtigten Teil-
nahme mit Sitz und Stimme dort, wo rele-
vante Entscheidungen getroffen werden.
Und wie alle einschlägigen Statistiken bele-
gen, hat Österreich sowohl immateriell als
auch wirtschaftlich und finanziell bedeutend
profitiert. Die wesentlichste Errungenschaft
im europäischen Projekt ist übrigens die ge-
meinsame Währung, der Euro. Würde in der
aktuellen Finanzkrise die alleinstehende alte
Landeswährung, der Schilling, Ziel von Devi-
senspekulationen geworden sein, wäre das
finanzielle und wirtschaftliche Horrorszena-
rio perfekt.

Der bevorstehende Europawahlkampf
bietet nun die Chance und die Notwendig-
keit für uns, nicht nur die Rechtsaußen in die
Schranken zu weisen und die Konservativen
zu kritisieren, sondern durch Bürgernähe,
durch eine offensive und nachhaltige Infor-
mationspolitik und durch die Formulierung
von zentralen sozialdemokratischen Inhalten,
Sinn und Zweck, Vorteile und Herausforde-
rungen des europäischen Einigungswerks
auf unsere Fahnen zu heften. 

Sollte jemand erwarten, dass die Vorstel-
lungen, die ich hier im Grundsatz ausbreite
und die demnächst detailliert präsentiert
werden, aus Brüssel oder von sonstwo auf
uns zukommen werden, liegt er leider falsch.
Die Ideen und Initiativen müssen schon von
uns selber ausgehen und gemeinsam mit
den anderen sozialdemokratischen Parteien
in den Mitgliedsländern zu konkreten politi-
schen Vorstößen geformt werden. Das
braucht Zeit, das braucht Geduld, das erfor-
dert großen Arbeitseinsatz und Überzeu-
gungskraft.

Die bevorstehende Europawahl bietet die
nächste Gelegenheit für die SPÖ, sich als so-
zialbewegte, leistungsorientierte, europapo-
litische Kraft von der bloßen Abnickerpartei
ÖVP zu distanzieren und damit auch die Ar-
beiterInnen, Angestelltenen, Selbstständigen
und Führungskräfte, die Jugend und die Se-
niorInnen für die Stimmabgabe in unserem
Sinn zu gewinnen.
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Österreich hat im fünfzehnten Jahr seiner Mitgliedschaft in der Europäischen Union
wieder Wahlen zum Europäischen Parlament zu schlagen. 

Europawahl – 
Gelegenheit und Chance
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Franz Vranitzky war von 1987 bis 1997
Bundeskanzler einer SPÖ-ÖVP-Koalition. 
In dieser Funktion führte er Österreich 1994
in die EU.

„Wie alle einschlägigen Statistiken
belegen, hat Österreich sowohl 
immateriell als auch wirtschaftlich
und finanziell bedeutend profitiert.“

„Würde in der aktuellen Finanz-
krise die alleinstehende alte

Landes währung, der Schilling,
Ziel von Devisen spekulationen

geworden sein, wäre das
finanzielle und wirtschaft liche

Horrorszenario perfekt.“

Franz Vranitzky (Hg.):
Themen der Zeit II.

Passagen Verlag, 
Wien 2009, 48 ¤

Von Franz Vranitzky

◆
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Montag, 30. März

Auf dem Weg zu einer europäi-
schen Erinnerungskultur

Der Bürgermeister der Stadt Wien, Michael
Häupl und der Stadtrat für Kultur und Wis-
senschaft, Andreas Mailath-Pokorny, laden
im Rahmen der Wiener Vorlesungen zu ei-
nem Vortrag von Aleida Assmann zum The-
ma: „Auf dem Weg zu einer europäischen
Erinnerungskultur“. Moderiert wird die Ver-
anstaltung vom Historiker Helmut Konrad.
Beginn: 19 Uhr
Wiener Rathaus
Lichtenfelsgasse 2
1010 Wien

Dienstag, 31. März

Zweifel an der Ökonomie – 
Vertrauen in die Politik? 

Die ökonomische Krise als politischen 
Auftrag will diese Veranstaltung des Ren-
ner-Instituts beleuchten. Nach einer Be -
grüßung vom Direktor des Renner-Instituts,
Karl Duffek, wird der Professor des Instituts
für Arbeitsmarkttheorie und -politik der 
Universität Wien, Herbert Walther, einen 
Vortrag halten. Kurzreferate dazu wird 
es von u.a. SPÖ-Bundesgeschäftsführer 
Günther Kräuter geben. Moderiert wird der
Abend von der stv. Direktorin des Renner
Instituts, Barbara Rosenberg. Im Anschluss
besteht die Möglichkeit zum Gespräch bei
einem kleinen Imbiss.
Um Anmeldung wird gebeten: Renner-In-
stitut, Abteilung Innenpolitik und politische
Personalentwicklung, 
Tel.: 01/804 65 01-0 oder per e-mail an:
post@renner-institut.at
Beginn: 18 Uhr
Renner-Institut
Khleslplatz 12
1120 Wien 

Mittwoch, 1. April

Diaspora – Nationalismus:
Jüdische Erfahrungen und 
universale Lehren

Das Bruno Kreisky Forum für internationa-
len Dialog lädt zum Vortrag im Rahmen der
Reihe „Diaspora. Erkundigungen eines Le-
bensmodells“. Der international anerkann-
te Wissenschaftler und Zeitungskolumnist,
Natan Sznaider, referiert zum Thema Dia-
spora und Nationalismus. 
Beginn: 19 Uhr
Bruno Kreisky Forum 
für internationalen Dialog
Armbrustergasse 15
1190 Wien

Bis 11. April

Republikausstellung

Im Jahr 2008 feierte die Republik Österreich
ihren 90. Geburtstag. Aus diesem Anlass ist
im Parlament seit 12. November 2008 eine
große Ausstellung zu sehen, die noch bis
11. April 2009 andauert. Unter dem Titel „Re-
publik.Ausstellung 1918/2008“ stehen nicht
nur die historischen Wurzeln der Republik
im Fokus, auch die weitere Entwicklung Ös-
terreichs bis heute – mit allen wesentlichen
Kontinuitäten und Brüchen – wird umfas-
send beleuchtet. Geöffnet ist die Ausstel-
lung von Montag bis Freitag zwischen 9 Uhr
und 19 Uhr, sowie an Samstagen zwischen
9 Uhr und 17 Uhr. Mehrmals täglich werden
öffentliche Führungen angeboten. Der Ti-
cketpreis beträgt ohne Führung 2 Euro, mit
Führung 4 Euro. Kinder und Jugendliche
können die Ausstellung kostenlos besu-
chen. Achtung: An Sitzungstagen des Na-
tionalrats und des Bundesrats, an Feierta-
gen sowie an Tagen mit großen parlamen-
tarischen Veranstaltungen ist kein Besuch
der Ausstellung möglich.
Öffnungszeiten: 9 bis 19 Uhr
Parlament
Dr. Karl Renner Ring 1-3
1010 Wien.

Freitag - Samstag, 17.-18. April

Europa wählen 09 – Wahlkampf-
seminar 

Unter dem Motto: „Neu! Jung! Wahlberech-
tigt! Herausforderung: Wählen mit 16“ ver-
anstaltet das Renner-Institut ein Wahl-
kampfseminar. Das Seminar befasst sich 
mit der Frage, wie Jugendliche und junge
Erwachsene im Wahlkampf gezielt ange-
sprochen und eingebunden werden kön-
nen. Wertehaltungen junger Menschen und
ihre Erwartungen an die Politik werden
ebenso behandelt wie geeignete Techniken
des Straßenwahlkampfes. Weitere Themen
des Seminars sind professionelle Zielgrup-
pensprache (Weblogs, SMS-Votings etc.), 
jugendgerechtes Aufbereiten von Wahl-
kampfthemen und Erarbeitung von lokalen
Veranstaltungskonzepten. Zusätzlich wer-
den kreative Wahlkampfaktionen aus
erfolg reichen aktuellen Jugendkampagnen
vorgestellt. 
Kosten: Der Teilnahmebetrag und die Kos-
ten für Übernachtung sowie die gemeinsa-
men Mahlzeiten werden vom Renner-Insti-
tut übernommen.
Anmeldung:  Cristine Eichinger, 
Renner-Institut unter Tel.: 01/804 65 01/36
oder per e-mail: 
eichinger@renner-institut.at
Renner-Institut
Khleslplatz 12
1120 Wien
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Burgstaller verteilt Glückskekse
So manches Mal überrascht die Salzburger Lan-
deshauptfrau Gabi Burgstaller die Bevölkerung
beim Kaffee, beim Essen oder Einkauf mit einem
Glückskeks. Dieser von ihr verteilte Keks beinhal-
tet einen Glücksspruch, von der Landeshauptfrau
selbst ausgewählt. 

Stöger bei Gesundheits-Treffen in Linz
Gesundheitsminister Alois Stöger traf in Linz mit dem Schweizer Bundesrat Pa-
scal Couchepin zu einem Arbeitsfrühstück zusammen. Der Fokus war dabei auf
die Zukunft des Gesundheitswesens gerichtet. Couchepin zeigte dabei beson-
deres Interesse an der Steuerung im ambulanten Bereich, zudem erläuterte Stö-
ger die Grundzüge unseres solidarischen Gesundheitssystems.

Faymann empfing
Rumäniens Präsident
Basescu
Vor kurzem besuchte der 
rumänische Präsident Traian
Basescu das erste Mal Bun -
deskanzler Werner Faymann
in Wien. Im Mittelpunkt des
Gespräches standen die wirt-
schaftlichen Beziehungen der
beiden Länder, so hat Öster-
reich mit 12 Milliarden Euro
Investitionen einen wesent -
lichen Beitrag zur Ent wick lung
Rumäniens geleistet. Fay-
mann versicherte Basescu
sein Engagement in der EU 
zur Unterstützung der Osteu-
ropastaaten.

P.b.b. Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1010 Wien, DVR: 0029106, Zulassungsnummer: GZ 02Z032169 W
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